
 

 

 

25. TAGUNG 
Straßburg, 29.-31. Oktober 2013 
 
 
 
 
 
 

Kommunale und regionale Demokratie in der Ukraine 
 
 

Empfehlung 348 (2013)1 
 
 
1. Der Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarats verweist auf:  
 
a. Artikel 2 Abs. 1. b. der Statutarischen Entschließung CM/Res(2011)2 des Ministerkomitees in 
Bezug auf den Kongress der Gemeinden und Regionen Europas, die besagt, dass es ein Ziel des 
Kongresses ist, „Vorschläge beim Ministerkomitee einzureichen, um die kommunale und regionale 
Demokratie zu fördern”;  
 
b. Artikel 2, Abs. 3 der oben genannten Statutarischen Entschließung CM/Res(2011)2, die besagt: 
„Der Kongress verfasst regelmäßig länderspezifische Berichte über die Situation der kommunalen und 
regionalen Demokratie in allen Mitgliedstaaten und in den Staaten, die den Beitritt zum Europarat 
beantragt haben, und er stellt insbesondere sicher, dass die Grundsätze der Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung umgesetzt werden”;  
 
c. Entschließung 307 (2010) REV2 über die Verfahren für das Monitoring der Pflichten und 
Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten des Europarats durch ihre Ratifizierung der Europäischen 
Charta der kommunalen Selbstverwaltung eingegangen sind (ETS Nr. 122); 
 
d. Empfehlung 219 (2007) über den Status der Hauptstädte, Empfehlung 132 (2003) über 
Kommunaleigentum im Lichte der Grundsätze der Europäischen Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung;  
 
e. Entschließung 299 (2010) des Kongresses über die Nachbereitung der Konferenz des Europarats 
der für die kommunale und regionale Demokratie zuständigen Minister (Utrecht, Niederlande, 
16./17. November 2009) durch den Kongress, die besagt, dass der Kongress den Referenzrahmen 
des Europarats für die regionale Demokratie für seine Monitoring-Tätigkeit benutzen wird, sowie die 
Antwort des Ministerkomitees auf die Empfehlung 282 (2010) [CM/Cong(2011)Rec282final], die die 
Regierungen der Mitgliedstaaten dazu aufruft, den Referenzrahmen des Europarats für die regionale 
Demokratie zu berücksichtigen;  
 
f. die vorausgegangene Empfehlung 102 (2001) über die kommunale und regionale Demokratie in der 
Ukraine;  
 
g. den Begründungstext [CG(25)8FINAL] über die Lage der kommunalen und regionalen Demokratie 
in der Ukraine, vorgelegt von Herrn Marc Cools (Belgien, L, ILDG) und Herrn Pascal Mangin 
(Frankreich, R, EPP/CCE).  
 
2. Die Kongressdelegation hat vom 20. bis zum 23. Mai 2012 und vom 22. bis zum 23. April 2013 zwei 
offizielle Besuche in der Ukraine durchgeführt.2 

                                                 
1
 Diskussion und Annahme durch den Kongress am 31. Oktober 2013, 3. Sitzung (siehe Dokument CG(25)8FINAL, 

Begründungstext), vorgelegt von Marc Cools, Belgien (L, ILDG) und Pascal Mangin, Frankreich (R, EPP/CCE), Berichterstatter. 
2
Bei ihrer Arbeit wurden die Berichterstatter von Herrn Bernd Semmelroggen, Berater und Mitglied der Gruppe der 

unabhängigen Sachverständigen für die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung, und von Frau 
Sedef Cankoçak, Ko-Sekretärin des Monitoring-Ausschusses des Kongresses, unterstützt.  

https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?Ref=CG(25)8PROV&Language=lanEnglish&Ver=original&Site=COE&BackColorInternet=C3C3C3&BackColorIntranet=CACC9A&BackColorLogged=EFEA9C
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3. Die Delegation dankt der Ständigen Vertretung der Ukraine beim Europarat, den ukrainischen 
Stellen auf allen Regierungsebenen, den nationalen Verbänden der Gemeinden und Regionen, den 
Experten und allen Personen, mit denen Gespräche geführt wurden, für ihr Interesse an der Arbeit 
des Kongresses und ihre Kooperation in den verschiedenen Phasen des Monitoring-Verfahrens und 
die Informationen, die der Delegation ausgehändigt wurden. 
 
4. Der Kongress weist darauf hin, dass: 
 
a. die Ukraine am 6. November 1996 die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung 
(ETS Nr. 122, im Weiteren „die Charta”) unterzeichnet und diese am 11. September 1997 mit allen 
Bestimmungen ratifiziert hat und diese am 1. Januar 1998 in Kraft trat; 
 
b. die Ukraine das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung über 
das Recht zur Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen Verwaltung (CETS Nr. 207) am 
20. Oktober 2011 unterzeichnet, bisher aber noch nicht ratifiziert hat. 
  
5. Der Kongress begrüßt: 
 
a. die Initiativen, die von der Regierung im Hinblick auf eine umfangreiche Gebietsreform ergriffen 
wurden, sowie die Tatsache, dass die Gemeinden durch Konsultationsverfahren bei diesem Prozess 
durch ihre Verbände vertreten waren sowie die Annahme der „Strategie für die regionale Entwicklung 
bis 2015” durch die Regierung; 
 
b. die Annahme des „Gesetzes über Gemeindeverbände” am 16. April 2009, das die Rechtsgrundlage 
für die Gründung und die Tätigkeit von Gemeindeverbänden und deren freiwilligen Zusammenschluss 
sowie deren Interaktion mit den zentralen und lokalen Stellen regelt; 
 
c. die gemeinsame Aktion der nationalen ukrainischen Verbände im Rahmen ihres „Kongresses der 
Gemeinden und Regionen der Ukraine”; 
 
d. die Erklärungen, die am 28. März und am 6. Juni 2013 vom Präsidenten der Ukraine getätigt 
wurden, in denen er erklärt, die kommunale Verwaltungsreform sei eine der dringlichsten Reformen, 
die das Land durchführen sollte; 
 
e. die Schaffung von Koordinierungs- und Konsultationsinstrumenten, u.a. der „Verfassunggebenden 
Versammlung", die aus Vertretern der politischen Parteien und der Zivilgesellschaft besteht, um 
Änderungsvorschläge für die Verfassung der Ukraine zu erarbeiten, und den „Rat der Regionen", der 
das Ziel verfolgt, die Beziehungen zwischen den regionalen und kommunalen Verwaltungen zu 
verbessern; 
 
f. die Arbeit der Verfassunggebenden Versammlung bezüglich des „Änderungsantrags zu Kapitel XI 
der ukrainischen Verfassung - Kommunale Autonomie", der der Versammlung auf ihrer Sitzung am 
21. Juni 2013 vorgelegt wurde; 
 
g. die Ratifizierung des Protokolls Nr. 3 zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften oder Behörden bezüglich der 
Bildung von Europäischen Kooperationsvereinigungen durch die Ukraine. 
 
6. Der Kongress bedauert jedoch:  
 
a. dass die Gesetzgebung, die die Möglichkeiten der Gemeinden, Entscheidungen zu treffen und ihre 
eigenen Angelegenheiten zu verwalten, auf „Angelegenheiten von kommunaler Bedeutung” 
beschränkt, sowie die Tatsache, dass die Gemeinden ihre Zuständigkeiten nicht vollumfänglich bei 
allen sie betreffenden Angelegenheiten ausüben können, was ein Problem im Hinblick auf die 
Artikel 3 und 4 der Charta darstellt; 
 
b. dass mehrere Städte, einschließlich der Hauptstadt, aufgrund einer Lücke im Wahlgesetz nach wie 
vor ohne einen gewählten Bürgermeister sind, was die Ausübung der kommunalen Selbstverwaltung 
in diesen Städten, insbesondere im Hinblick auf Artikel 7 Abs. 1 der Charta, unterminiert; 
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c. die Grenzen, die der Finanzautonomie der kommunalen Verwaltungen durch die Einschränkungen 
des Systems der Beziehungen zwischen den Haushalten auferlegt werden, sowie die unzureichende 
begleitende Finanzierung der delegierten Zuständigkeiten, die Tatsache, dass die Transparenz nicht 
immer gewährleistet ist, vor allem im Hinblick auf die Verteilung von Zuschüssen und 
Transferzahlungen, und die Komplexität der Berechnungsformel für Ausgleichszahlungen, die ihre 
Anwendung auf die Regionen erschwert; 
 
d. dass das Fehlen einer klaren Aufteilung der Befugnisse und Verwaltungstätigkeiten zwischen der 
zentralen staatlichen Verwaltung und den kommunalen und regionalen Stellen, die ggf. zu 
Überschneidungen oder Verdopplungen bei der Ausübung von Befugnissen und zu einem Eingreifen 
der zentralen Ebene (durch den Leiter der Verwaltung) in die Tätigkeit der Gemeinden und zu einer 
Nichteinhaltung der Bestimmungen von Artikel 8 der Charta führen kann; 
 
e. dass die Landflucht, die eine demografische Verkleinerung und Probleme bei der Aufrechterhaltung 
der Vitalität der kommunalen Wirtschaft in vielen Gemeinden geführt hat, und eine erneute 
Zentralisierung der Zuständigkeiten kleiner Städte zur Folge hatte, die ursprünglich den Gemeinden 
vom Staat zugestanden worden waren; 
 
f. die Langsamkeit der Reform, trotz der Erklärungen von höchster staatlicher Stelle, und die neuen 
Gesetzesvorschläge für eine erneute Zentralisierung von Zuständigkeiten auf zentraler Ebene, 
ungeachtet der Ziele der Reform. 
 
7. Angesichts der obigen Ausführungen empfiehlt der Kongress dem Ministerkomitee, die 
ukrainischen Stellen aufzufordern, die folgenden Empfehlungen zu berücksichtigen: 
 
a. Stärkung der Subsidiarität, indem man den Gemeinden die Zuständigkeit für einen wesentlichen 
Teil der öffentlichen Angelegenheiten gewährt, und Kapazitätsausbau der Gemeinden, indem man 
freiwillige Zusammenschlüsse der Gemeinden in einer noch von den zentralen Stellen zu 
benennenden Form fördert, z. B. durch Fusionen und die Zusammenarbeit zwischen den Kommunen; 
 
b. Möglichst rasch die Durchführung von Bürgermeisterwahlen in den Städten, in denen dieses Amt 
seit längerem nicht besetzt ist, insbesondere in der Hauptstadt Kiew; 
 
c. Stärkung der Finanzautonomie der Kommunen und Verbesserung des Ausgleichssystems, eine 
faire und transparente Umverteilung von Mitteln, auf Grundlage eindeutiger Kriterien und Ziele, indem 
man diese in die Reformagenda aufnimmt, um Konformität mit Artikel 9 der Charta zu gewährleisten; 
 
d. Übertragung von Zuständigkeiten durch die Verwaltungen in den Bezirken und Regionen an die 
gewählten Vertreter, um eine eigenständige und eigenverantwortliche Verwaltung aufzubauen; 
 
e. Ausarbeitung konkreter Strategien, vor allem durch Übertragung von Befugnissen an die 
kommunale Ebene, die darauf abzielen, Stadtrandgebiete und ländliche Gebiete wiederzubeleben, die 
demografische, wirtschaftliche und soziale Rückgänge verzeichnen, und Einbeziehung der 
Gemeinden dieser Gebiete in die Ausarbeitung dieser Strategien durch die zentralen staatlichen 
Stellen; 
 
f. eine fristgerechte Umsetzung der Reform durch Annahme von Gesetzen auf Grundlage des 
„Änderungsantrags zu Kapitel XI der Verfassung der Ukraine", der auf einer Sitzung der 
Verfassunggebenden Versammlung am 21. Juni 2013 vorgelegt wurde, und, falls erforderlich, eine 
Überarbeitung der Verfassung; 
 
g. Ratifizierung des Zusatzprotokolls zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung 
über das Recht zur Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen Verwaltung (CETS Nr. 207) 
in naher Zukunft, das von den Ukraine bereits am 20. Oktober 2011 unterzeichnet wurde, 
insbesondere um den öffentlichen Zugang zu kommunal wichtigen Planungsdokumenten zu stärken. 


